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Wer gegenwärtig die Demokratie und den
Diskurs über den Zustand der Demokratie
in den Blick nimmt, kann die eigentüm-
liche Gleichzeitigkeit von widersprüch-
lichen Befunden zur Demokratie beobach-
ten: Einerseits kämpfen in zahlreichen au-
toritären Regimen – vor allem in der arabi-
schen Welt, aber etwa auch in China – Bür-
gerinnen und Bürger zum Teil unter Einsatz
ihres Lebens für Demokratie. Andererseits
diskutieren wir in Deutschland, wie in vie-
len anderen etablierten westlichen Demo-
kratien, über die allmähliche Auszehrung
und Erschlaffung der Demokratie.

Einerseits sinkt in Deutschland, wie in
den meisten westlichen Demokratien, seit
Jahrzehnten die Bereitschaft zu konventio-
nellem politischen Engagement. Die Wahl-
beteiligung geht zurück, ebenso wie die
Mitgliedschaft in Parteien oder die Bereit-
schaft, Verantwortung in Parlamenten zu
übernehmen.Andererseits steigt in beacht-
lichem Maß die Bereitschaft zu unkonven-
tionellem politischen Engagement bei De-
monstrationen, in Bürgerinitiativen oder
in virtuellen Netzwerken des Web 2.0 etc.,
und die Forderungen nach mehr direkter
Demokratie werden immer lauter.

Einerseits wurde zur politischen Ent-
scheidungsfindung in den vergangenen
Jahren mehr als jemals zuvor Fachkompe-

tenz medienwirksam eingebunden – die
Hartz-, die Rürup- oder diverse Ethik-
Kommissionen sind Ausdruck dessen. An-
dererseits hat das Vertrauen in die Pro-
blemlösungskompetenz der Politik – wie
die Einstellungsforschung mit hoher Regel-
mäßigkeit zeigt – deutlich abgenommen.
Sachgerechte Entscheidungen zu treffen
wird »der Politik« immer weniger zuge-
traut.

Einerseits haben wir bei Wahlen mehr
Auswahl denn je. Das über drei Jahrzehnte
politikprägende Drei-Parteien-System der
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Wie steht es um den Zustand der Demokratie, speziell hierzulande? Politische
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alten Bundesrepublik ist einem dynami-
schen Fünf-Parteien-System gewichen, auf
Landes- und regionaler Ebene oft ergänzt
durch »Freie Wähler«, monothematische
Parteien oder auch populistische Bewe-
gungen. Andererseits nehmen Bürgerin-
nen und Bürger diese unterschiedlichen
politischen Akteure nicht als echte Alter-
nativen zueinander wahr, sondern schrei-
ben ihnen gleichsam Konturlosigkeit und
Beliebigkeit zu.Wen man wählt, das macht
eh keinen Unterschied. »Die« machen so-
wieso alle das Gleiche. Die Wähler haben
bei der Wahl keine echte Wahl.

Einerseits ist die Zustimmung zur De-
mokratie als Staats- und Gesellschaftsform
bei der übergroßen Mehrheit der Deut-
schen kaum umstritten. Die egalitäre Idee
der Demokratie und die demokratische
Staatsform werden in hohem Maße be-
jaht. Andererseits herrscht eine tiefgrei-
fende Skepsis gegenüber der »real existie-
renden Demokratie«.Die »politische Klas-
se« gilt als nicht vertrauenswürdig, die
Politikergebnisse werden als schlecht und
die Mitentscheidungsmöglichkeiten als un-
fair wahrgenommen.

Demokratie in Deutschland
in der Krise? 

Es fällt nicht schwer, zahlreiche Indika-
toren zu benennen, die auf eine Krise der
Demokratie oder zumindest eine demo-
kratische Erschlaffung hinweisen. Aller-
dings ist nicht jede Veränderung und jeder
Wandel gleich per se als krisenhaft und
problematisch anzusehen. Demokratie ist
keine statische Angelegenheit. Wie sich
Gesellschaften weiterentwickeln, wandeln
sich auch Demokratie und Beteiligung.
Demokratie ist eine freischwebende Herr-
schaftsform, die ihre eigenen Bedingun-
gen immer wieder neu herstellen und ver-
ändern muss (Christoph Möllers). Formen
und Themen politischen Engagements än-
dern sich, Prioritäten und Wertmaßstäbe

auch. So ist beispielsweise die Entwicklung
der letzten Jahrzehnte hin zu einer stark
individualisierten Konsumgesellschaft mit
einer zunehmenden virtuellen – bei gleich-
zeitig nachlassender realen – Vernetzung
nicht ohne Folgen für die politische Kultur
und den demokratischen Prozess. Glei-
ches gilt für Globalisierung und interna-
tionale Verflechtungen, die politische Pro-
zesse im (internationalen) Mehrebenen-
system bei schwindendem Primat der Po-
litik verändert und komplexer gemacht
haben. Dies ist nicht folgenlos für die im-
mer noch primär national verankerte De-
mokratie und die Wirksamkeit und Ziel-
richtung gesellschaftspolitischen Enga-
gements. Zudem hat sich der Stellenwert
von Politik und politischer Beteiligung in
Deutschland in den vergangenen 60 Jah-
ren durchaus verändert.

Auch wenn nicht jeder festzustellen-
de Wandlungsprozess notwendigerweise
gleich ein demokratischer Substanzverlust
sein muss, gilt es aber sehr genau zu be-
obachten, ob die Transformationen nicht
doch zu einer stillheimlichen inneren Ent-
leerung der Demokratie führen, so dass die
Hülle zwar noch steht, der demokratische
Geist aber schon längst ausgezogen ist.
Diesen Prozess hat Colin Crouch als Weg in
die Postdemokratie beschrieben: Der demo-
kratische Betrieb verkommt zur blenden-
den Fassade, die Entscheidungen werden
aber unter Ausschluss der Bürger woanders
getroffen. Als gegenläufige Tendenz zur
Postdemokratie können wir allerdings be-
obachten, dass sich eine wachsende An-
zahl von Bürgern für konkrete Anliegen
engagieren möchte und mehr Partizipation
einfordert. Der Bürger agiert hierbei zu-
sehends als Veto-Einleger und als watch-
dog, was zu einer Verschiebung der bislang
streng repräsentativ verstandenen Demo-
kratie hin zu einer stärkeren (selektiven)
monitory-democracy führt.

Das Gesamtbild vom Zustand der De-
mokratie ist also durchaus komplex und dy-
namisch, bei seiner Analyse gilt es somit

DA S T H E M A

2 6 N G | F H   5 | 2 011

NGFH_5-2011_Umbruch_Archiv.qxd  20.04.2011  10:32  Seite 26

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 26] NGFH_5-2011_Umbruch_Archiv.pdf



insbesondere zu fragen, ob wir es mit einem
demokratischen Substanzverlust oder mit
einem Formwandel zu tun haben, bei dem
der komplementäre Zuwachs von demo-
kratischer Teilhabe in neuen Feldern den
Verlust an anderer Stelle wieder ausgleicht.

Jede Bewertung setzt eine Analyse
voraus und erst dann sollten politische
Schlussfolgerungen gezogen werden. Um
dies auf einer soliden wissenschaftlichen
Basis zu ermöglichen, wurde das Projekt
»Demokratie in Deutschland 2011« initi-
iert. Hiermit soll ein substanzieller Beitrag
zur aktuellen Demokratiedebatte geleistet
werden. Führende Wissenschaftler/innen
wurden gebeten, in insgesamt neun zentra-
len Themenbereichen darzustellen, wie es
um die Leistungs- und Gestaltungsfähig-
keit der Demokratie in Deutschland be-
stellt ist, welchen Gefährdungen sie ausge-
setzt ist und welche Anstrengungen zur
Stärkung und Belebung der Demokratie
unternommen werden sollten. Diese Bei-
träge sind in einem Policy Paper prägnant
zusammengefasst, aber auch in Langform
unter www.demokratie-deutschland-2011.de
abrufbar. An dieser Stelle sollen fünf zen-
trale Befunde dieses Diskussionspapiers
wiedergeben werden:

Erstens: Die Entfremdung zwischen der
alltäglichen Lebenswelt und der professio-
nellen Politik führt zu einem fortschreiten-
den Vertrauensverlust in Politik. Der Stil
von Politik stößt ab, sie wird zusehends mit
Macht- und Privilegienerhalt assoziiert.
Wahlen werden keine nennenswerten Aus-
wirkungen auf die tatsächliche Politik zu-
gebilligt, was die Demokratiedistanz bei ei-
nem großen Teil der Bevölkerung verstärkt.
Die fortschreitende soziale Spaltung der
Gesellschaft führt zu einer weiteren Dele-
gitimierung der Demokratie,da sie es zuse-
hends nicht vermag, das mit ihr einherge-
hende soziale Versprechen gleicher Teilha-
be zu erfüllen. Wenn die Spannung zwi-
schen ökonomischen Interessen und der
demokratischen Gemeinwohlorientierung
zugunsten ersteren aufgelöst wird, gerät
das egalitäre Projekt, das (soziale) Demo-
kratie ja immer auch darstellt, in die Krise
und verliert ihre gesellschaftliche Integra-
tionskraft.

Zweitens: Die Handlungsspielräume
demokratischer Politik sind im Gefolge von
Globalisierung und Neoliberalismus in den
letzten Jahrzehnten deutlich geringer ge-
worden, wodurch das Primat der Politik
gravierend in Frage gestellt wurde. Bei der
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Bewältigung der Wirtschafts- und Finanz-
krise mag der Staat zwar seine Handlungs-
fähigkeit demonstriert haben, aber eine
als alternativlos durch das Parlament ge-
peitschte Politik, die Unsummen von Geld
zur Verfügung stellt, das an anderen Stellen
dringend fehlt, eine Politik, die Banken und
Boni rettet, aber zugleich die Grundsiche-
rung immer weiter absinken lässt, war kein
wirklicher Beitrag zur Stärkung des Ver-
trauens in Demokratie und des Parlamen-
tarismus, sondern befördert bereits be-
stehende Politikskepsis.

Rückgang der Wahlbeteiligung,
Mitgliederkrise, Populismus

Drittens: Der Rückgang der Wahlbeteili-
gung sowie des klassischen politischen En-
gagements hat die Partizipations-Reprä-
sentationslücke in Deutschland weiter ver-
stärkt. Konventionelle Formen politischer
Partizipation sind insgesamt rückläufig.
Insbesondere einkommensschwache und
bildungsferne Schichten sind zunehmend
nicht vertreten. Direkte Demokratie und
Volksentscheide – die zwar sehr vitalisie-
rende Wirkung auf den politischen Betrieb
haben – verschärfen allerdings die soziale
Selektion, da sie die wenig informiert und
sozial schwächeren Bürger stärker aus-
schließen als dies bei allgemeinen Wahlen
der Fall ist.

Die neuen partizipativen Formen der
Beteiligung, gern als Zauberformel zur
Revitalisierung der Demokratie verkürzt,
werden von der gut ausgebildeten Mittel-
schicht dominiert. Hierdurch droht politi-
sche Beteiligung zur Spielwiese der Mo-
dernisierungsgewinner zu werden, wäh-
rend egalitäre Kräfte sich weiter im Nie-
dergang befinden und der Zusammen-
hang von sozialer und politischer Gleich-
heit aufgelöst zu werden droht.

Viertens: Die Mitgliederkrise der Par-
teien und deren immer homogenere Zu-
sammensetzung gefährdet deren gesell-

schaftliche Verwurzelung und somit den
Legitimationsanspruch, Sprachrohr aller
Bürger zu sein.Da Parteien nicht mehr glei-
chermaßen in der Gesamtheit der Bevölke-
rung wurzeln, nimmt auch deren Integra-
tionsfähigkeit ab. Mangelhaft ausgebaute
innerparteiliche Demokratie tut ihr übri-
ges. Die fortscheitende personelle Auszeh-
rung der Parteien führt zum Wandel der
einstigen Volksparteien zu Berufspolitiker-
parteien, deren Akteure sich immer weiter
vom Wähler entfernen und den Vertrauens-
verlust in Parteien und Politik vorantreiben.

Fünftens: In fast allen Nachbarländern
Deutschlands sind in den vergangenen 20
Jahren populistische Parteien aufgekom-
men. Ob die FPÖ in Österreich, die SVP in
der Schweiz oder Geert Wilders »Partei für
die Freiheit« in den Niederlanden. Sie sind
den populistischen Bewegungen in Deutsch-
land (ProNRW, Schill-Partei etc) nicht nur
in ihrer Ausländer- und/oder Islamfeind-
lichkeit, Demagogie und Law and Order-
Fixierung ähnlich, sondern auch ihrem
Versuch, den vermeintlich demokratischen
Willen ohne demokratische Formen zum
Ausdruck bringen zu wollen (Möllers).

Befindet sich die Demokratie in der
Krise? Die Befunde zur »Demokratie in
Deutschland 2011« bestätigen diese Frage
weder eindeutig, noch verneinen sie sie.
Vielmehr machen sie deutlich, dass die de-
mokratische Verfasstheit und Praxis einer
Gesellschaft nie als statisch und gegeben
verstanden werden kann. Demokratie ist
eine immer wieder neu zu lernende Le-
bensform (Oskar Negt) und ihre Vorausset-
zungen müssen immer wieder neu geschaf-
fen werden. Die Debatte darum, wie eine
aktive Demokratie gelebt werden kann,
muss also immer und immer wieder ge-
führt werden, unabhängig von der Frage,
ob Krise oder nicht.

Die FES will mit ihrem Demokratie-
kongress am 29.und 30. Juni 2011 in Berlin
einen Beitrag zu dieser Debatte leisten.Als
erste Anregungen sollen aber bereits hier
drei zentrale Punkte genannt werden:
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Mehr Bildung, mehr Gleichheit,
mehr Alternativen

Durch Bildung und im Rahmen von Bil-
dung werden entscheidende Voraussetzun-
gen für eine funktionierende Demokratie
geschaffen. Bildung zielt laut Hartmut von
Hentig darauf ab, Dinge zu klären und Men-
schen zu stärken. Politische Bildung kann
in diesem Sinne Orientierungs- und Hand-
lungskompetenz fördern. Sie kann die mün-
digen Bürgerinnen und Bürger darin un-
terstützen, sich nach ihren Interessen und
Einschätzungen im demokratischen Rah-
men einzubringen, zu intervenieren und die
Gesellschaft zu gestalten. In diesem Sinne
benötigen wir mehr politische Bildung.

Die Idee der Demokratie ist in ihrem
Kern egalitär. Jede Stimme zählt gleich viel.
Gleichheit als Wesensprinzip der Demo-
kratie wird von ernstzunehmenden demo-
kratischen Kräften nicht in Frage gestellt.
Aber es gibt einen engen Zusammenhang
zwischen Gleichheit in bürgerlicher und
politischer Hinsicht sowie materieller und

sozialer Gleichheit. Nur wenn ein Mindest-
maß an materieller und sozialer Gleichheit
gegeben ist, gibt es auch gleiche Chancen
der demokratischen Willensbildung. Der
Trend zu sozialer Ungleichheit in allen
OECD-Staaten – besonders ausgeprägt in
Deutschland – muss umgekehrt, das so-
ziale Auseinanderdriften also im Sinne der
Demokratie umgekehrt werden.

Demokratie lebt von der Debatte um
und der Wahl zwischen Alternativen. In
den vergangenen Jahrzehnten haben wir
aber eine erstaunliche Alternativlosigkeit
erlebt. Egal ob bei der Privatisierung der
Post oder wirtschaftlicher Deregulierung,
der Senkung von Lohnnebenkosten, der
Einführung von Studiengebühren oder
beim Aufspannen der diversen Euro-Ret-
tungsschirme – allzu oft wurde in einer be-
merkenswerten intellektuellen Selbstbe-
schränkung von politischen Eliten die Vor-
stellung der »Alternativlosigkeit« bemüht.
Nur da, wo es eine echte Wahl zwischen
Alternativen gibt, wird die Demokratie ih-
rem Anspruch gerecht.
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Demokratie bedarf politischer Aushandlungsprozesse zwischen divergierenden Mei-
nungen. Dabei ist ab und an auch Konfrontation unumgänglich und zielführend.
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Die Deutschen stehen traditionell dem po-
litischen Streit ambivalent gegenüber: Zum
einen lamentieren sie gerne darüber, dass
die Parteien oft kaum noch auseinander zu
halten sind, so ähnlich seien sie sich gewor-
den. Auch dass man vor lauter »Konsens-
soße« bestimmte Dinge nicht mehr sagen
dürfe, ist eine oft geäußerte Klage. Zum an-
deren aber werden anhaltende Auseinan-
dersetzungen zwischen Parteien von vielen
ebenso wenig goutiert wie längere Tarif-

konflikte. Vor allem wenn die Konfronta-
tion auf die Straße getragen wird – sei es
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